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Wahlprüfsteine Landesnetzwerk Selbsthilfe seelische Gesundheit e.V. zur 
Landtagswahl 2026  

 

1. Frage 

Wie steht Ihre Partei dazu, dass Betroffene/Peers nicht in allen Besuchskommissionen 
Mitglied sind? 

Antwort: 

Selbstverständlich wollen wir, dass Psychiatrie-Erfahrene in allen wichtigen Gremien 
und Kommissionen beteiligt werden. Die Erfahrung von selbst Betroffenen ist eine 
wichtige Ressource in der Arbeit in diesen Gremien.   

 

2. Frage 

Wie steht Ihre Partei dazu, dass ein Unterschied in der Besuchskommission gemacht 
wird zwischen Unterbringung nach PsychKG oder BGB? 

Antwort: 

Bei der Unterbringung muss immer das Wohl der Betroffenen im Mittelpunkt stehen. Im 
PsychKHG haben wir dafür klare Kriterien formuliert. Wir streben an, dass diese auch bei 
der Unterbringung nach BGB eingehalten werden.  

 

3. Frage 

Wie steht Ihre Partei zu einer Registrierung von Menschen mit psychischer Erkrankung 
bei den Ordnungsbehörden (Polizei, Gesundheitsamt etc.)? 

Antwort: 

Eine Gewalttat monokausal mit einer psychischen Erkrankung erklären zu wollen, 
reproduziert Vorurteile und ist irreführend. Gewalt und Kriminalität werden dadurch 
pathologisiert und eine Stigmatisierung gegenüber Menschen mit psychischen 
Erkrankungen verstärkt. Es gibt keine psychische Erkrankung, die direkt zu einer Straftat 
führt. In der Regel gehen psychische Erkrankungen nicht mit einem höheren Risiko für 
Straftaten einher. Menschen mit psychischen Erkrankungen werden sehr viel häufiger 
Opfer von Gewalt, als Täter.  

Eine Verschärfung der PsychK(H)Gs im Sinne einer zunehmenden Stigmatisierung 
psychisch kranker Menschen bis hin zu kontraproduktiven Register-Vorschlägen lehnen 
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wir GRÜNE aus gesundheitspolitischer Sicht ab. Wir begrüßen den Beschluss der GMK 
(Gesundheitsministerkonferenz) zur Verbesserung der Versorgung und Prävention: 

In der psychiatrischen Versorgung sind in den letzten Jahrzehnten seit der Psychiatrie-
Enquête wertvolle Errungenschaften von Selbstbestimmung, Enttabuisierung und 
Entdiskriminierung von Menschen mit psychischen Erkrankungen gelungen. Diese gilt es 
zu bewahren und einer erneuten Stigmatisierung entgegenzuwirken, auch um der Gefahr 
zu begegnen, dass Betroffene weniger notwendige Hilfe suchen. Gleichwohl braucht es 
eines verantwortungsbewussten Handelns mit einem gezielten und ganzheitlichen 
Ansatz zur Verhinderung von Straftaten, die das Leben, die Sicherheit und die 
Gesundheit von Bürgerinnen und Bürgern bedrohen. 

Im Rahmen der Ländergesetze zu Hilfen und Schutzmaßnahmen für Menschen mit 
psychischen Erkrankungen (PsychK(H)G) unterliegen freiheitsentziehende Maßnahmen 
verfassungsrechtlichen Grenzen. Die Polizeivollzugsdienste, die im Rahmen ihrer 
Polizeigesetze – im Gegensatz zu den Gesundheitsbehörden – über weitreichendere 
Eingriffsrechte im Rahmen der Gefahrenabwehr verfügen, stehen grundsätzlich nicht in 
regelmäßigen/engen Kontakten mit psychisch kranken Menschen und sind auch deshalb 
auf die Kooperation mit dem gesundheitlichen Versorgungssystem auf einer 
rechtssicheren Basis angewiesen. Erkenntnisse weiterer öffentlicher Stellen, z.B. der 
staatlichen Unterbringung, können ebenfalls über wertvolle und benötigte 
Informationen verfügen und liegen den Gesundheits- und Innenressorts häufig nicht vor. 

Als erste gezielte Herangehensweise bedarf es deshalb einer vertieften, 
ressortübergreifenden Kooperation zur Verbesserung des Informationsaustausches 
sowie der erforderlichen direkten Zusammenarbeit. Dabei gilt es auch, bestehende 
Konzepte zur Prävention, Früherkennung und zum Risikomanagement auf ihre 
Übertragbarkeit hin zu überprüfen und gegebenenfalls zu erweitern. Fallgestaltungen 
und Indikatoren zum Datenaustausch sind unter datenschutzrechtlichen Vorgaben zu 
analysieren und umzusetzen. 

 

4. Frage 

Was plant Ihre Partei zur Behebung der mangelhaften Versorgung von psychisch 
Erkrankten generell und im Speziellen im ländlichen Raum? 

Antwort: 

Psychisch erkrankte Menschen brauchen schnell psychiatrische oder 
psychotherapeutische Behandlung. Eine Reform der Bedarfsplanung auf Bundesebene 
ist dringend notwendig, um mehr Kassensitze für Therapeut:innen zu schaffen. 
Insbesondere die bisherige Versorgungsstruktur für Jugendliche und junge Erwachsene 
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muss verbessert werden. Wir wollen niedrigschwellige und unbürokratische Angebote 
für junge Menschen in Krisen fördern. Für erwachsene Menschen mit psychischen und 
geistigen Beeinträchtigungen wollen wir ein Kriseninterventionszentrum einführen. 
Insgesamt wollen wir die ambulante Versorgung deutlich verbessern und setzen dabei 
auf medizinische Versorgungszentren in kommunaler Hand. 

 

5. Frage 

Wie stellt Ihre Partei sich die Einbeziehung von Menschen nach einer psychischen 
Erkrankung und die Finanzierung der sekundären Prävention vor? 

Antwort: 

Menschen von Menschen, die eine psychische Erkrankung hatten oder haben, sind eine 
wertvolle Ressource in der Prävention von psychischen Erkrankungen. Sie können 
immer eine andere und authentischere Perspektive bieten als Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen. Selbsthilfegruppen und insbesondere Psycho-soziale 
Beratungsstellen wollen wir finanziell besserstellen, unterstützen und mehr in die 
Öffentlichkeit bringen. Wir wollen, dass Genesungsbegleitung als wichtiger Bestandteil 
der psychosozialen Versorgung anerkannt und strukturell verankert wird. 

 

6. Frage 

Wie will Ihre Partei sicherstellen, dass Inklusion von Menschen mit geistiger oder 
psychischer Erkrankung zunächst auf dem ersten Arbeitsmarkt stattfindet und nicht auf 
dem zweiten Arbeitsmarkt, insbesondere Behindertenwerkstätten? 

Antwort: 

Wir wollen die Beschäftigung von Menschen mit psychischen Erkrankungen und 
Behinderungen im regulären Arbeitsmarkt erleichtern und den allgemeinen 
Arbeitsmarkt inklusiv weiterentwickeln. Mit einer gemeinsamen Initiative von 
Wirtschaftsunternehmen, Kammern, Gewerkschaften und Rehabilitationsträgern soll 
die besorgnis erregend steigende Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen 
bekämpft werden. Die Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen muss 
die Ausnahme bleiben und besser bezahlt werden. Dafür sollen modellhaft Ansätze 
erprobt werden, die ein existenzsicherndes und anrechnungsfreies Entgelt für 
Menschen mit Behinderung im Arbeitsleben unabhängig vom Beschäftigungsort 
gewährleisten und konsequent inklusive Beschäftigung fördern. Die Einzahlung in die 
Rentenkasse mit einem Fiktivgehalt von 80 Prozent des deutschen 
Durchschnittseinkommens soll unabhängig vom Beschäftigungsort auch für Menschen 
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gelten, die inklusiv auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäftigt sind. Das Land soll 
verbindliche Inklusionsvereinbarungen mit den Werkstätten für behinderte Menschen 
abschließen und Übergänge auf den allgemeinen Arbeitsmarkt systematisch fördern. 
Diese Maßnahmen sollen durch Fördermittel des Europäischen Sozialfonds abgesichert 
werden. Wir wollen den Ausbau und Erhalt von Inklusionsfirmen unterstützen und die 
Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen um mindestens 25 Prozent steigern. 
Aufträge und Vergaben des Landes sollen nur bei Einhaltung der Beschäftigungsquote 
schwerbehinderter Menschen möglich sein. 

 


